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Vorwort

Die Bundesregierung möchte die Ge-
werbesteuer grundsätzlich ersetzen.  
Sie soll durch einen Hebesatz auf die 
Einkommen- und Körperschaftsteuer 
und durch einen höheren Umsatzsteuer-
anteil der Kommunen ersetzt werden. 
Die Gewerbesteuer wird von Unterneh-
men bezahlt. Sollte die Regierung ihr 
Vorhaben umsetzen, werden die Unter-
nehmen entlastet und die Bürgerinnen 
und Bürger belastet. Die Stadt-Umland-
Problematik wird sich zwangsläufig 
verschärfen und die Einnahmen vieler 
Kommunen werden weiter sinken 
beziehungsweise noch stärker konjunk-
turabhängig.
 
Dabei ist die Gewerbesteuer die stabilste 
Einkommensquelle der Kommunen. Das 
zeigt sich auch in der Krise. Dass die 
Regierung die schwankenden Einnah-
men durch die Gewerbesteuer jetzt als 
Argument nutzt, um sie abschaffen  
zu wollen oder aber zu schwächen, ist 
nicht nachvollziehbar. Denn die anderen 
Einkommensarten schwanken wesent-
lich stärker. 

Wie verheerend sich die Politik der letz-
ten Jahre auf die Städte und Gemeinden 
auswirkt, machen folgende Beispiele 
deutlich. 

Die Kommunen mussten immer mehr 
soziale Leistungen übernehmen, ohne, 
dass ihnen dafür ausreichend finanzielle 
Mittel zur Verfügung gestellt worden 
sind. Wirtschaftskrise, zunehmende pre-
käre Beschäftigung, Armut trotz Arbeit 
führen dazu, dass die Kosten für soziale 
Leistungen ins Unermessliche steigen. 
Gleichzeitig führte die Steuerpolitik der 
letzten Jahre zu Mindereinnahmen in 
zweistelliger Milliardenhöhe. Diese Poli-
tik hat die Städte und Gemeinden an 
den Rand der Handlungsfähigkeit ge-
drückt. Viele Kommunen in Deutschland 
leiden entsprechend unter dieser struk-
turellen und chronischen Finanznot. 
Sowohl die Defizite als auch die Kassen-
kredite der Kommunen haben aktuell 
mit 12 Mrd. Euro beziehungsweise mit 
35 Mrd. Euro Rekordwerte erreicht. In-
sofern ist der Ansatz der Regierung, die 
Gewerbesteuer abzuschaffen, falsch.

Wir sagen: gerecht – geht – anders!

Die kommunalen Spitzenverbände 
(Deutscher Städtetag und Deutscher 
Städte- und Gemeindebund), die 
Wohlfahrts- und Sozialverbände, der 
Deutsche Olympische Sportbund, 
Erwerbslosengruppen, die Kirchen,  
viele Bürgermeister/-innen und die 
Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft  
ver.di fordern nicht nur den Erhalt der 
Gewerbesteuer. Vielmehr ist es an  
der Zeit, die Gewerbesteuerbasis zu 
erweitern. 

Mit der vorliegenden Broschüre doku-
mentieren wir, wie sich die Situation  
der Städte und Gemeinden darstellt, 
gehen den gesellschaftspolitischen und 
ökonomischen Ursachen der desolaten 
Finanzsituation vieler Kommunen auf 
den Grund, stellen Alternativen dar und 
diskutieren zu guter Letzt über Wege, 
die jetzt in breiten gesellschaftlichen 
Bündnissen eingeschlagen werden 
können, vielleicht sogar müssen. Viele 
Fachleute aus Wissenschaft, Verbänden 
und Politik haben uns dabei unterstützt.

Die Broschüre „Städte und Gemeinden 
in Not“ bietet eine Unterstützung für 
alle Akteure vor Ort, um ihre Situation 
zu beleuchten und über Wege der 
Politisierung in Betrieben, Verwaltungen 
und „Marktplätzen“ in Bündnissen  
zu diskutieren und ihre eigenen Alter-
nativen umzusetzen. 

  
Mit freundlichen Grüßen
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Oberhausen in der Vergeblichkeitsfalle
klaus wehling, ob oberhausen

Ein Schuldenberg von 1,18 Milliarden 
Euro, das macht pro Kopf 7.500 Euro – 
die Stadt Oberhausen wird es nicht 
allein aus den Schulden schaffen, das  
ist klar, sagt der Oberbürgermeister  
der Stadt, Klaus Wehling.

Die Verschuldung der Städte und Ge-
meinden ist inzwischen etwas ganz 
Normales. Wir bemühen uns vergeblich,  
der Schuldenfalle zu entkommen.

Ausgangslage

Für die Stadt Oberhausen heißt das: 
Durch die Rettung der WestLB, zu der 
das Land Nordrhein-Westfalen 3 Milliar-
den Euro beigetragen hat und die Stadt-
sparkasse 2 Milliarden Euro, fehlen 
Oberhausen Einnahmen aus der Gewer-
besteuer der Stadtsparkasse und die 
jährlichen Ausschüttungen der Spar
kasse. Wir haben keine Gelder mehr  
für soziale Einrichtungen und Veranstal-
tungen.

Zudem müssen wir die Elternbeiträge 
für Kindertageseinrichtungen erhöhen, 
die zwar der Rat der Stadt ablehnt,  
die Kommunalaufsicht aber verlangt. 
Die Elternbeiträge belaufen sich auf 
865.000 Euro.

Blicken wir kurz auf die Situation der 
Kommunen in NRW:

 �90 Prozent der Kommunen können 
2010 ihren Haushalt nicht strukturell 
ausgleichen.

 �139 Kommunen (jede dritte  
Stadt in NRW) befinden sich im  
Nothaushalt.

 �9 Kommunen sind derzeit über
schuldet.

 �Volumen der Kassenkredite:  
19 Milliarden Euro in NRW, seit 2005 
ist das eine Verdoppelung.

Ursachen

Gründe für die Verschuldung sind der 
generelle Strukturwandel, ein unzu
reichender Finanzausgleich, das soge-
nannte Konnexitätsprinzip1, der Fonds 
Deutsche Einheit, die Mittelkürzungen 
der letzten CDU/FDP-Regierung in NRW 
zu Lasten der Kommunen, aber auch 
die Oberhausener Investitionen für die 
Menschen und in die Infrastruktur. Wir 
haben in die Kinderförderung investiert, 
die Bildung, die Integration, die Stadt-
teilentwicklung, die Wirtschaftsförde-
rung und wir haben die Straßenbahn 
wieder belebt.

Wir haben so einen Schuldenberg von 
1,18 Milliarden Euro aufgetürmt, das 
macht pro Kopf 7.500 Euro. Unsere 
Arbeitslosenquote liegt bei rund 12 Pro-
zent.

Die verloren gegangenen Arbeitsplätze, 
der Einbruch der Gewerbesteuer und 
der Wegfall von Sozialleistungen sind 
dem Strukturwandel in der Region ge-
schuldet. Seit 1992 deckt die Gewerbe-
steuer als größte kommunale Einnahme 
die größte kommunale Ausgabe, die 
Sozialleistungen, nicht einmal mehr zur 
Hälfte.

Schuld an der Misere ist auch das 
Konnexitätsprinzip. Das Land überträgt 
neue Aufgaben, aber keine ausreichen-
den Gelder. Im Vergleich von 1991 zu 
2010 sind die Ausgaben in der Kita-

1 �Das Konnexitätsprinzip umfasst eine Regel, 
nach der die Kosten für die Erfüllung einer 
öffentlichen Aufgabe von demjenigen Auf
gabenträger zu tragen ist, der über Art und 
Intensität der Aufgabenerfüllung entscheidet.
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Versorgung von 2,4 auf 20 Millionen 
Euro gestiegen, die für Jugend und 
Soziales von 54 auf 167 Millionen.

Dazu kommen die Kürzungen der CDU/
FDP-Regierung in NRW zwischen 2005 
bis 2010. In der Gemeindefinanzierung 
wurden 940 Millionen Euro gestrichen, 
bei der frühkindlichen Bildung und 
Betreuung 340 Millionen, bei Schule 
und Jugend 180 Millionen, an Infra-
strukturhilfen 337 Millionen und bei 
Arbeit und Soziales 23 Millionen.

Reaktion

Wir versuchen unseren Haushalt bereits 
seit 25 Jahren, seit 1986 zu konsolidie-
ren, 1991 und 1992 hatten wir vorüber-
gehend einen ausgeglichenen Haushalt, 
seit 1993 fahren wir wieder jährliche 
Defizite mit steigender Tendenz ein trotz 
Konsolidierungsanstrengungen. Seit 
1997 haben wir das Nothaushaltsrecht, 
2008 wurde uns von den Aufsichts
behörden mit einem Sparkommissar 
gedroht. Das wäre tatsächlich das Ende 
der kommunalen Selbstverwaltung, wie 
sie im Grundgesetz, Artikel 28 Abs. 2, 
noch steht.

Faktisch gibt es sie auch so schon nicht 
mehr. Die Landesregierung hat uns ein 
grundsätzliches Ausbildungsverbot er-
teilt, sie behindert uns massiv in der 
Personalentwicklung, zwingt uns zu Bei-
trags- und Steuererhöhungen. Wir sind 
von Förderprogrammen ausgeschlossen, 
alle Investitionen sind anmelde- und 
genehmigungspflichtig.

Mit einer Großdemonstration am  
27.10. 2008 haben wir nachdrücklich 
und wirkungsvoll protestiert. Oberhau-
sen beteiligt sich intensiv an der Protest
bewegung „Raus aus den Schulden“ im 
Ruhrgebiet, inzwischen sind 40 Gemein-
den in dem Bündnis vereinigt.

Verantwortung 

Für die Jahre 2008 bis 2012 haben wir 
ein verschärftes Haushaltssicherungs-
konzept (HSK) beschlossen, mit 130 Ein-
zelmaßnahmen und mit 230 Millionen 
Einsparvolumen gesamt. Unser Motto: 
Sparen ja, Kaputtsparen nein. 

Dafür haben wir Sparvorschläge erarbei-
tet, mit Hilfe externer Beratung durch 
die Gemeindeprüfungsanstalt NRW und 
die Beratungs- und Prüfungsgesellschaft 
mbH. Wir haben die Verwaltung mit 
einbezogen, die Dezernate und Bereiche 
und den Arbeitskreis HSK und auch die 
Bürgerinnen und Bürger wurden durch 
einen transparenten Beteiligungsprozess 
befragt.

Gespart wird seither in der Grünpflege, 
der Kultur, im ÖPNV, beim haustechni-
schen Dienst, beim Personalabbau durch 
Fluktuation, durch Steuererhöhungen 
und Reduzierung von 7 auf 3 Bäder.

Trotz aller Sparbemühungen bleibt Ober- 
hausen in der Vergeblichkeitsfalle. Alle 
Sparbemühungen bleiben vergeblich,  
so lange die Ursachen nicht behoben 
werden. Das heißt, dass die Stadt ihre 
finanzielle Situation ohne die Behebung 
der strukturellen und chronischen Un-
terfinanzierung nicht verbessern kann.  

Ausblick

Die neue SPD/GRÜNE-Landesregierung 
redet mit den Städten und hilft verschul-
deten Kommunen. Ein wirtschaftlicher 
Aufschwung zeichnet sich ab.

Als weiteren Beitrag erwarten wir vom 
Bund: einen Solidarpakt nach Bedürftig
keit, eine ausreichende Finanzierung  
(U-3-Ausbau) und eine Gemeindefinan-
zierung. Als Beitrag vom Land: 
Altschuldenhilfe, Zugang zu Förder
programmen, Reform der Gemeinde
finanzierung, vor allem die Einhaltung 
des Konnexitätsprinzips.

Und der Beitrag der Kommunen ist 
ebenso wichtig: verantwortliche Spar-
maßnahmen, Konsequenzen aus demo-
grafischem Wandel ziehen, die inter
kommunale Zusammenarbeit fördern.

Es geht um die gleichen Chancen  
und Perspektiven der Stadt und ihrer 
Bürgerinnen und Bürger. Und darum 
kämpfen wir. Wir sind Oberhausen!
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Immer tiefer ins Minus
Harald riedel, stadtkämmerer nürnberg

Noch hat die Stadt Nürnberg einen na­
hezu ausgeglichenen Haushalt, aber die 
steigenden Sozialausgaben und die sin­
kenden Steuereinnahmen zeigen schon 
ihre Sprengkraft. Es ist nur noch eine 
Frage von ein oder zwei Jahren, bis 
auch Nürnberg in der Schuldenfalle 
sitzt, hat Harald Riedel, der Kämmerer 
der Stadt, errechnet.

Auf dem letzten Städtetag in Bayern 
war eines ganz klar: Die Kommunen 
steuern 2010 bei sinkenden Steuer
einnahmen (minus 4,3 Prozent) und 
stark steigenden Sozialausgaben (plus 
8,1 Prozent) auf ein nie dagewesenes 
Rekorddefizit zu. Das Defizit lag im 
ersten Halbjahr 2010 mit 7,8 Milliarden 
Euro bereits höher als das Defizit des 
gesamten Jahres 2009 mit 7,2 Milliarden 
Euro. Die Städte in Bayern fordern 
daher unisono: eine Stabilisierung bzw. 
Verbesserung der Einnahmen.

Nürnberg als typische 
GroSSstadt

Mit gut 500.000 Einwohnern ist Nürn-
berg die Kernstadt einer Metropolregion 
mit 3,5 Millionen Einwohnern; unsere 
Bevölkerungsentwicklung ist konstant. 
Die Stadt beschäftigt etwa 8.400 Voll-
zeitkräfte in der Kernverwaltung mit 
Eigenbetrieben, ausgenommen ist das 
Klinikum und Theater. Unser Haushalts-
volumen liegt bei ca. 1,3 Milliarden Euro 
bei einem Schuldenstand von 1,1 Mil
liarden Euro im Kernhaushalt. Unsere 
Arbeitslosenquote liegt bei knapp  
10 Prozent, die Pro-Kopf-Verschuldung 
bei 2.350 Euro. Unser Hauptproblem ist 
das steigende Defizit. 

Wir könnten die Nettoneuverschuldung 
stoppen. Aber das ist leicht gesagt,  
nur schwer umzusetzen, wenn man die 
regionale Wirtschaft und den Arbeits-
markt am Laufen halten und die Infra-

struktur für soziale Einrichtungen, Kultur, 
Umwelt, Sport und Freizeit erhalten  
will.

Unser Ziel ist es, die Zukunftsfähigkeit 
der kommunalen Dienstleistungen 
sicherzustellen, die Modernisierung der 
Stadtverwaltung voranzutreiben, das 
strukturelle Defizit dauerhaft zu über-
winden, und die Finanzierung unseres 
hohen Investitionsniveaus abzusichern.
Darüber herrscht Konsens über alle 
Parteien hinweg, dafür stehen wir 
gemeinsam im Stadtrat.

Haushalts
konsolidierung  
in Nürnberg

Für den Ausbau der Kinderbetreuung, 
den Neubau, die Sanierung und Erwei-
terung von Schulen, die Sanierung und 
Neubau von Feuerwachen, die Einfüh-
rung eines Dokumentenmanagement-
systems, die Generalsanierung Jugend-
herberge, den Ausbau und Sanierung 
der U-Bahn und anderer ÖPNV-Projekte, 
den Stadtumbau nach der Insolvenz der 
Quelle AG, die Verbesserung der Stra-
ßeninfrastruktur und die Sanierung von 
Brücken müssen wir Investitionen von 
731 Millionen Euro stemmen, von de-
nen 466 Millionen aus eigenen Mitteln 
kommen. Das ist eine endlose Angele-
genheit mit einer Vielzahl kleiner 
Schrauben, an denen wir immer und 
immer wieder drehen.

Seit 1991 finden jährliche Haushaltskon-
solidierungsrunden statt. 1.596 Einzel-
beschlüsse wurden seither gefasst. 
Jüngstes Ergebnis ist ein 70-Millionen-
Euro-Sparpaket. In der Stufe 1 steht  
das Projekt „Die Töchter helfen ihrer 
Mutter“ mit einem Einsparvolumen von 
13,8 Millionen Euro, das im Haushalt 
2010 z.B.  durch die Gewinnabführung 
bei der Sparkasse und die Verringerung 
des Verlustausgleichs im Klinikum er-
reicht werden soll. In der Stufe 2 greifen 
Maßnahmen mit schneller Wirkung in 
der Kernverwaltung – Einsparvolumen 
26 Millionen Euro. Das Projekt befindet 
sich bereits in der Umsetzung. Stufe 3 
nennen wir „Nürnberg 2015 – moderne 
Stadtverwaltung der Zukunft“ – das Ein-
sparvolumen hier: 30 Millionen Euro. 
Eine Prozess-, Struktur- und Organisati-
onsoptimierung mit Verschlankungs
wirkung steht noch aus.

Was können wir uns 
leisten, was nicht mehr?

Voraussetzung: Ein durchschnittlicher 
Cashflow, also ein Überschuss an finanzi-
ellen Mitteln nach Abzug der Ausgaben 
von den Einnahmen aus Verwaltungs
tätigkeit, muss der Stadt zur Begleichung 
von Tilgungen, für Investitionen oder 
zum Schuldenabbau zur Verfügung 
stehen. Legen wir einen durchschnitt
lichen Cashflow für 2003 bis 2010 von  
12,5 Millionen Euro im Jahr zugrunde, 
gibt es vier Wege, die wir gehen können:

Szenario eins:  
Wir erwirtschaften zumindest unsere 
Tilgungen – Einsparziel:  
25,5 Millionen Euro.
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Szenario zwei:  
Wir können die Abschreibungen  
erwirtschaften – Einsparziel:  
52,5 Millionen Euro.
Szenario drei:  
Wir erreichen eine Nettoneuver
schuldung von null – Einsparziel:  
77,5 Millionen Euro.
Szenario vier:  
Wir bauen unsere  
Schulden in Höhe der Tilgung  
ab – Einsparziel:  
115,5 Millionen Euro.

Dazu eine kleine Modellrechnung: Das 
Amt für internationale Beziehungen – 
Kosten: 1 Million Euro; Betrieb und 
Unterhalt der Bäder – 6 Millionen Euro; 
Ausgaben für städtische Gymnasien  
als freiwillige kommunale Aufgabe –  
12 Millionen Euro; Zuschüsse für das 
Theater – 17 Millionen Euro; Zuschuss 
für die NOA, eine gGmbH für Service 
und Beschäftigung – 1 Million Euro;  
Soziales bspw. das Bündnis für Familie – 
0,6 Millionen Euro; Wirtschaftsförde-
rung – 4 Millionen Euro; 1.000 Verwal
tungsmitarbeiter quer durch die Stadt 
– 50 Millionen Euro; Verlustausgleich – 
10 Millionen Euro; macht summa sum-
marum 114 Millionen Euro. All das,  
und noch einiges mehr, können wir uns 
eigentlich nicht mehr leisten.

Steuersenkungen  
sind Gift für die  
Kommunalfinanzen

Schuld an unserer Haushaltslage sind 
nicht zuletzt die Steuersenkungen.  
Die Auswirkungen auf Nürnberg sind in 
deutlichen Zahlen zu benennen. Das 
erste Konjunkturpaket der Bundesregie-
rung wird geschätzt 48 Millionen Euro 
Steuermindereinnahmen in fünf Jahren 
(2009 bis 2013) verursachen, das zweite 
Konjunkturpaket noch einmal 30 Millio-
nen Euro in denselben fünf Jahren. 
Dazu kommen zu finanzierende Rück-
flüsse, ca. 30 Millionen Euro für Zu-
kunftsinvestitionen, Steuerminderein-
nahmen von geschätzt zwischen 12 und 
16 Millionen Euro pro Jahr aufgrund des 
Wachstumsbeschleunigungsgesetzes 
und weitere Steuerausfälle von bis zu 
60 Millionen Euro pro Jahr. Das sind 100 
Millionen Euro pro Jahr bei einem Haus-
halt von 1,3 Milliarden Euro.

Die Schuldenbremse

Durch die Schuldenbremse im Grund
gesetz werden die Verhandlungen mit 
dem Freistaat und Bund noch härter 
werden. Die Schuldenbremse wird mit-
telbare Auswirkungen auf die Kommu-
nen haben, auch wenn diese formal 
nicht beteiligt sind. Es ist zu befürchten, 
dass die Investitionszuschüsse an die 
Gemeinden und der Finanzausgleich mit 
den Kommunen in Folge zurückgehen 
werden. Rund 25 Prozent unserer Erträ-
ge sind Zuweisungen, Steuererträge wie 
Einkommensteuer und Umsatzsteuer 
kommen über einen vertikalen Aus-
gleich. Es darf zu keiner Lastenverschie-

bung auf die Kommunen kommen. Die 
Handlungsspielräume werden insgesamt 
jedoch durch die Schuldenbremse noch 
geringer werden.

Unsere Perspektive für 
die nächsten Jahre

Wir schaffen es als Kommune nicht 
ohne Hilfe! Wir werden die Folgen der 
Wirtschafts- und Finanzkrise nicht allein 
bewältigen, ebenso wenig den Ausbau 
der Kinderbetreuung, den Ausbau der 
Bildungseinrichtungen, die Sicherung 
des sozialen Ausgleichs, den Erhalt und 
Ausbau der Infrastruktur und auch nicht 
die Finanzierung des Klimaschutzes.

Bund, Länder und Kommunen sind 
miteinander verbunden, deshalb ist das 
Fiskalaufkommen von Bund und Ländern 
für uns entscheidend. Denn Fakt ist: 
Zweimal können wir uns noch ein Defi-
zit, wie wir es im letzten Jahr hatten, 
noch leisten, dann sind auch wir 
verschuldet.
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Der Staat ist gefragt
Prof. dr. gustav horn, wissenschaftlicher direktor DES instituts für  
makroökonomie und konjunkturforschug (imk)

Deutschland ist im internationalen Ver­
gleich Vizeweltmeister in sparsamer 
Ausgabenpolitik. So ist die jährliche 
Wachstumsrate der Staatsausgaben im 
Zeitraum von 1998 bis 2008 im Durch­
schnitt real um – 0,2 % gesunken. Wir 
leben nicht über unsere Verhältnisse, 
sondern bleiben unter unseren Mög­
lichkeiten. Insofern haben wir kein Aus­
gaben-, sondern ein Einnahmeproblem. 
Die Einnahmen müssen auf Bundes-  
wie auf kommunaler Ebene also gestärkt 
werden. Und das geht nur durch höhere 
Steuern, sagt Prof. Dr. Gustav Horn, 
Wissenschaftlicher Direktor des Instituts 
für Makroökonomie und Konjunktur­
forschung (IMK).

Deutschlands Kommunen und Gemein-
den verarmen mehr und mehr, aber das 
ist weder Zufall noch Schicksal. Es ist die 
Folge einer gezielten Wirtschaftspolitik, 
die Kommunen wie Unternehmen be-
handelt und so seit Jahren von unter-
schiedlichen Bundesregierungen betrie-
ben wird. Aber ein Kommune ist kein 

Unternehmen, auch nicht aus ökonomi-
scher Sicht. Wenn ein Unternehmen Plei-
te geht, ist das nicht schön, aber es kann 
die Produktivität und die Wirtschaft bele-
ben. Aber was ist, wenn Oberhausen 
Pleite geht? Freut sich dann Essen oder 
eine andere Stadt? Wohl kaum. Die 
anderen Städte werden sich eher fragen, 
welche wird die Nächste sein. 

Ursachen der Staats
verschuldung

Schauen wir zunächst auf den Staat. In 
Deutschland haben nicht nur die Kom-
munen Schulden, sondern der Staat 
selbst auch. In den kommenden Jahren 
steht Deutschland vor einigen fiskali-
schen Herausforderungen. Im Bereich 
der Sozialversicherung werden bis zu  
80 Milliarden Euro benötigt werden.  
Der Konsolidierungsbedarf durch die 
Schuldenbremse wird bis 2016/2020  
bei 50 bis 75 Milliarden Euro liegen, 
davon soll das sogenannte Sparpaket  

bis 2014 26 Milliarden einfangen. Im 
Bildungsbereich sollten pro Jahr 30 bis  
40 Milliarden Euro investiert werden. 
Insgesamt hat Deutschland einen jähr
lichen öffentlichen Finanzbedarf von  
110 bis 225 Milliarden Euro. Im Vergleich 
zu anderen europäischen Ländern ist 
Deutschland Vize-Weltmeister in spar
samer Ausgabenpolitik. Wir leben hier  
in einer ganz anderen Welt als in unseren 
Nachbarstaaten. 

Raus aus den Schulden

Es bleibt bei dieser Bilanz nur die Einnah-
menseite, um die Haushalte langfristig zu 
konsolidieren. Und die Einnahmen erhöht 
man nur durch höhere Steuern. Zum Bei-
spiel durch eine Tarifanhebung für hohe 
Einkommen bei der teuer, was bis zu 25 
Milliarden Euro einbringen könnte. Zu-
dem könnte man bei der teuer das Ehe-
gattensplitting überdenken, Kapitalein-
kommen, Vermietungen, Verpachtungen 
und Minijobs besteuern, 5 bis 20 Milliar-
den Euro Mehreinnahmen wären drin. 
Eine Erbschaftssteuer könnte 0,5 bis 8 
Milliarden Euro und eine Vermögenssteu-
er 10 bis 20 Milliarden Euro bringen. Be-
züglich einer Vermögenssteuer hat das 
Verfassungsgericht seinerzeit nur gefor-
dert, unterschiedliche Vermögen nicht 
unterschiedlich zu besteuern. In Deutsch-
land hat das dazu geführt, das Vermögen 
gar nicht mehr besteuert werden.
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Eine Finanztransaktionssteuer könnte 
weitere 3 bis 20 Milliarden Euro in die 
Kassen spülen, Unternehmenssteuern  
2 bis 20 Milliarden Euro, der richtige 
Steuervollzug, beziehungsweise eine 
gezielte Steuerfahndung bis zu 12 Milliar-
den Euro. Insgesamt wären so durchaus 
20 bis 125 Milliarden Euro Mehrein
nahmen möglich. 

Das Hauptproblem

Wie erhält man die politische Zustim-
mung zu den notwendigen Steuern? 
Zwei Szenarien sind denkbar. Das opti-
mistische Szenario wäre: Die Bürger sind 
zufrieden mit dem hohen Niveau öffent-
licher Leistungen und ihrer gerechten 
Finanzierung. Das pessimistische Szena-
rio sieht folgendermaßen aus: Fiskalische 
und verteilungspolitische Probleme füh-
ren zu einer massiven Unzufrieden- 
heit, wir verharren im Teufelskreis von 
schlechteren Leistungen und Steuer
senkungen, etc. 

Das Problem ist tatsächlich: Wir stecken 
seit langem im pessimistischen Szenario. 
Die schwarz-gelbe Regierung hat es 
beschleunigt – mit dem systematischen 
Rückbau des Staates, mit massiven Steu-
ersenkungen, überdurchschnittlich zu-
gunsten der Reichen und Unternehmen, 
was schon unter Rot-Grün zu riesigen 
Steuerausfällen geführt hat, mit radika-
len Kürzungen auf der Ausgabenseite, 
schlechteren Leistungen, schlechteren 
Arbeitsbedingungen und Gehaltskürzun-
gen und nicht zuletzt mit der Beförde-
rung eines massiven Vertrauensverlustes 
in die sozialen Sicherungssysteme. Schon 

auf Kosten von Schwarz-Rot gehen die 
Erhöhung der Mehrwertsteuer, die 
Streichung von Steuervergünstigungen 
für Arbeitnehmer. Unter Schwarz-Gelb 
kommt ein weitgehend sinnloses Wachs-
tumsbeschleunigungsgesetz hinzu,  
das durch eine entsprechende Sparpolitik 
gegenfinanziert werden soll.

Raus aus dem  
Teufelskreis

Wie kommt man aus diesem Teufelskreis 
heraus? Die Antwort ist einfach: Durch 
positive Beispiele, die die Handlungs
fähigkeit des Staates für alle sichtbar 
machen. Und die hat es gegeben: Ein 
entschlossenes Handeln gegen die 
Finanzkrise und gegen die Rezession. 
Innerhalb kürzester Zeit wurde ein be-
achtliches Investitionsprogramm auf
gelegt. Bleibt die Frage: Was wollen wir 
vom Staat? Wir kommen deshalb nicht 
um die Debatte herum, was die Aufgabe 
des Staates ist.
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Welchen Staat wollen wir uns leisten?
Prof. dr. hans-jürgen bieling, internationales politikmanagement,  
hochschule bremen

Unter politik- und gesellschaftsanalyti­
schen Aspekten hat die Not der Kommu­
nen und Gemeinden in Deutschland sehr 
viel mit unseren politischen Leitbildern  
zu tun. Heute scheint es, die Wirtschaft 
regiere das Land. Was wir brauchen, ist 
eine erneute Politisierung vor allem des 
Finanzmarktkapitalismus, so Prof. Dr. 
Hans-Jürgen Bieling vom Lehrstuhl für 
Internationales Politikmanagement an 
der Hochschule Bremen.

Politik ist immer auch die Kunst, Partiku-
larinteressen als allgemeine Interessen 
darzustellen. Der derzeitigen schwarz-
gelben Bundesregierung gelingt es gera-
de eher weniger, die speziellen Interessen 
von Reichen, Unternehmen, insbesonde-
re der Stromkonzerne und Hoteliers, für 
die sie Politik macht, als für die gesamte 
Gesellschaft von allgemeinem Interesse 
zu verkaufen. 

Leitbilder und Diskurse 
in der Politik

Die Leitbilder von Staatlichkeit, die wir 
haben, haben sich immer wieder mal ge-
ändert. Zuletzt wandelte sich das Leitbild 
vom „keynesianischen Wohlfahrtsstaat“ 
zum „schlanken Wettbewerbsstaat“, 
zum „aktivierenden Staat“, zum „Ge-
währleistungsstaat“. Für die Stadt im 
Kleinen vollzog sich der Wandel parallel 
von der „verwalteten“ zur „unterneh-
merischen Stadt“. In Krisen wie der aktu-
ellen wird der Kampf um die politische 
Agenda geführt. Brauchen wir einen 
demokratischen Sozial- und Investitions-
staat oder den Staat als „Wettbewerbs-
förderer“ und „Katastrophen-Schützer“?
Nach Peter Hall, Professor für Europäi-
sche Studien an der Havard Universität, 
haben die politischen Akteure ihr eigenes 
Leitbild: „[...] die politischen Entschei-
dungsträger bewegen sich gemeinhin in 
einem Rahmen von Ideen und Standards, 
die nicht nur die Ziele der Politik und die 
Art der Instrumente spezifizieren, die zu 

ihrer Realisierung eingesetzt werden, 
sondern auch den grundlegenden Cha-
rakter der Probleme, die sie zu bearbei-
ten meinen. [...]  Ich bezeichne diesen 
interpretativen Rahmen als politisches 
Paradigma.“

Der österreichische Wirtschaftswissen-
schaftler von Hayek hatte seine eigene 
Definition vom umkämpften Charakter 
des Wandels hegemonialer Leitbilder. 
Von Hayek ging davon aus, dass auch in 
einer Demokratie politische Entscheidun-
gen nur entfernt über Wahlen getroffen 
würden. Die Richtung der Politik sei 
durch die dominierenden intellektuellen 
Strömungen vorgegeben, die ihre 
Öffentlichkeitswirksamkeit etwa über 
Journalisten aufbauen könnte. Die 
Produzenten der Theorien seien dabei 
die „Original Thinkers“, während die 
„Second Hand Dealers“ die Ergebnisse 
der Ideologieproduktion in der Gesell-
schaft wirksam werden ließen. Die Rolle 
der „Second Hand Dealers“ ordnete 
Hayek den sogenannten Think Tanks, 
den Denkfabriken zu.

Politische Leitbilder werden also durch 
konzeptive Intellektuelle oder Think 
Tanks, durch „second hand dealers in 
ideas“ (von Hayek) und das Alltagsbe-
wusstseins der breiten Massen entwi-
ckelt. Eine zentrale Bedeutung kommt 
dabei dem Verhältnis von Krise, Kritik 
und intellektueller Intervention zu und 
der bereits erwähnten Präsentation parti-
kularer Interessen als allgemeine Interes-
sen.
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Leitbilder im Prozess  
der Transformation

Was heißt das nun für eine Stadt, eine 
Kommune? Woran lässt sich der Wandel 
des politischen Leitbildes von der 
„verwalteten“ zur „unternehmerischen 
Stadt“ festmachen?

Die „verwaltete Stadt“ steht für: öffentli-
che Kultur- und Freizeiteinrichtungen 
(Theater, Schwimmbäder, Bibliotheken) 
sozialer Wohnungsbau, bedarfsorientier-
ten kommunalen Personennahverkehr, 
Strom- und Wasserversorgung,  Müll
entsorgung.

Die „unternehmerische Stadt“ steht für: 
Kommerzialisierung und Privatisierung 
vieler Dienste, Public Private Partnerships, 
New Public Management, Förderung 
prestigeträchtiger Projekte – man siehe 
Stuttgart 21 –, Gentrifizierung, Förde-
rung moderner privater Dienstleistungs-
unternehmen.

Für diesen Wandel steht der Finanz-
marktkapitalismus. Er hat die Struktur 
und Funktionsweise der Finanzmärkte 
verändert, jetzt stehen Begriffe wie Insti-
tutionelle Anleger, Rating-Agenturen und 
der FIRE-Sektor für die Kapitalisierung 
auch der öffentlichen Haushalte. Share-
holder Value, Privatisierung, Konsolidie-
rung der öffentlichen Haushalte etc., 
alles wird dem Finanzmarktkapitalismus 
untergeordnet. Wissenschaftler wie Dör-
re, Harvey und Zeller sehen darin eine 
zentrale Entwicklungsdynamik und spre-
chen von der „Neuen Landnahme“.
In diesem Zusammenhang haben sich 
auch die Akteurskonstellationen und 

Kräfteverhältnisse verschoben. Galt frü-
her für politische Gestaltungsnetzwerke, 
dass sie korporatistisch, unter Beteiligung 
von Parteien, Wirtschaftsverbänden und 
Gewerkschaften funktionierten, sind  
sie heute pluralistisch, mit einem starken 
Gewicht von finanziellen Anlegern, 
marktliberalen Managern, Wissenschaft-
lern und Beratungsfirmen. Man kann 
darin soziale und demokratische Aus
schlussprozesse und eine Krise der poli
tischen Repräsentation sehen.

Krisendynamiken  
und der Kampf um die 
politische Agenda

Ein demokratischer Sozial- und Investiti-
onsstaat könnte aus der Krise führen. Er 
müsste Kritik an den Privatisierungs- und 
Deregulierungsexzessen üben, Konjunk-
turprogramme in der Wirtschaftskrise 
auflegen, öffentliche Investitionen in die 
soziale Infrastruktur tätigen und sich 
umweltpolitisch orientieren.

Dagegen konkurrieren das Leitbild und 
Interpretationen vom Staat als „Wett
bewerbsförderer“ und „Katastrophen-
schützer“. Staatliche Intervention zum 
Systemerhalt (kurzfristig und im „Aus-
nahmezustand“), Krise als Ausdruck von 
Politikversagen (falsche Regulierung) und 
eine Exit-Strategie, die eine effektivere 
Regulierung der Finanzmärkte, Mobilisie-
rung von Wachstum durch Steuersen-
kungen und Reduktion der steigenden 
Staatsverschuldung beinhaltet, stehen 
für diesen Staat. Dieser wehrt weiterge-
hende umwelt-, infrastruktur- und sozial-
politische Ansprüche ab.

Perspektiven

Das offenkundige Problem bleibt: die 
steigende Verschuldung der Kommunen. 
Die vorherrschende Antwort und Reak
tion bleibt auch dieselbe: Sparen und 
staatliche (so auch kommunale) Leistun-
gen einschränken.

Die konkrete Aufgabe besteht nun darin, 
die Verlagerung der Diskussion von der 
Ausgaben- zur Einnahmenseite (breitere 
kommunale Steuerbasis) zu schaffen. 
Das wird nur über eine Politisierung des 
Finanzmarktkapitalismus und der bisheri-
gen Krisenbewältigungsstrategie führen. 
Und das wird nur durch eine alternative 
Krisen- und Problemdiagnose, die auch 
an das Alltagsbewusstsein großer Bevöl-
kerungsgruppen anschließt, zu erreichen 
sein.
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Unsere Alternativen – gerecht geht anders!

Unser Land braucht einen sozial gerech-
ten und ökologisch nachhaltigen Kurs-
wechsel des Arbeitens, Lebens und 
Wirtschaftens. Dafür benötigen wir 
einen handlungsfähigen Staat auf allen 
Ebenen. Die chronische und strukturelle 
Unterfinanzierung vieler Städte und 
Gemeinden muss behoben werden. Die 
Städte und Gemeinden müssen finan
ziell in die Lage versetzt werden, ihre 
Aufgaben so zu erfüllen, dass alle Bür-
gerinnen und Bürger eine lebenswerte 
Zukunft haben. Das betrifft Qualität, 
Umfang, Preis, politische Steuerbarkeit 
und Zugangsmöglichkeit von öffentli-
cher Daseinsvorsorge, eine gut ausge-
baute Infrastruktur als auch professio-
nelle Verwaltungsdienstleistungen. 

Die politischen Weichenstellungen auf 
Bundes- oder Landesebene bilden die 
wesentlichen Voraussetzungen für ma-
terielle, soziokulturelle und politische 
Teilhabe der Menschen. Die Steuer- und 
Sozialpolitik der letzten Jahre führte in 
der Konsequenz zu massiven Umvertei-
lungsprozessen von unten nach oben 
als auch zu sozialen Schieflagen in 
Deutschland. 

Selbstverwaltete Kommunen sollen den 
Zusammenhalt der Gesellschaft stabili-
sieren, sie sind eine Säule der Demokra-
tie. Sie tragen dafür Sorge, dass öffent
liches Leben, dass der Staat funktioniert. 
Aber immer mehr Städte und Gemein-
den befinden sich in einer Vergeblich-
keitsfalle: sie müssen sparen, privatisie-

ren, entlassen, Löhne drücken, Gebühren 
erhöhen und Infrastruktur vernach- 
lässigen, ohne dass eine Wende zum 
Besseren in Sicht ist. Ein Gestaltungs-
spielraum der Städte und Gemeinden  
ist kaum noch vorhanden.

Der von der Bundesregierung nun ange-
strebte aufkommensneutrale Ersatz der 
Gewerbesteuer durch eigene Hebesätze 
bei der Einkommens- und Körperschaft-
steuer bzw. einen größeren Anteil an 
der Umsatzsteuer lehnen sowohl die 
kommunalen Spitzenverbände als auch 
die Vereinte Dienstleistungsgewerk-
schaft ver.di ab. Unternehmen würden 
entlastet, Bürgerinnen und Bürger aber-
mals belastet. 

Wir sagen:  
Gerecht geht anders.

Saarbrücker Erklärung 
verabschiedet

Wir fordern 

 den Bund und die Länder auf, die 
Investitionskraft der Städte struktu­
rell durch ein Konjunkturpaket III zu 
unterstützen.
Ein Investitionsprogramm des Bundes 
muss Städte und Gemeinden in die Lage 
versetzen, nachhaltig in die Zukunftsbe-
reiche Bildung, Betreuung, Stadtent-
wicklung und Daseinsvorsorge investie-
ren zu können. Einen aktiven Beitrag zur 
Bewältigung der Wirtschaftskrise kann 
die kommunale Ebene nur so leisten.

 den Erhalt der Gewerbesteuer 
und die Gewerbesteuerpflicht für  
Selbstständige und Freiberufler 
(Gemeindewirtschaftssteuer).
Steuersenkungen zu Lasten der Kom-
munen sind kein Konjunkturprogramm 
für den Mittelstand. Die immer wieder 
in Rede stehende Abschaffung der Ge-
werbesteuer würde fatale Folgen für die 
Investitionstätigkeit der Kommunen 
haben und den Arbeitsmarkt zusätzlich 
belasten. Es gilt daher vielmehr, die Ge-
werbesteuer zu stärken, denn sie garan-
tiert trotz ihrer Konjunkturabhängigkeit 
eine solide kommunale Finanzbasis. Die 
Finanzierung von sozialen und kulturel-
len Einrichtungen, die Sicherstellung der 
Daseinsfürsorge sowie der verkehrlichen 
Infrastruktur dient allen Bürgerinnen 
und Bürgern einer Stadt. Aus diesem 
Grund ist es nicht nachvollziehbar, dass 
einzelne Berufsgruppen bei kommuna-
len Steuerpflichten ausgenommen sind 
und somit keinen finanziellen Beitrag 
zur Finanzierung der kommunalen 
Daseinsvorsorge leisten.

Achim Meerkamp, Mitglied des ver.di-Bundesvorstands, Bund, Länder und Gemeinden
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 eine Änderung des Gemeinde­
finanzierungsgesetzes.
Eine finanzielle Stärkung der städtischen 
Haushalte kann nur durch eine stärkere 
Beteiligung der kommunalen Seite an 
den Erträgen aus der Einkommens- und 
Umsatzsteuer erreicht werden. Dies  
darf jedoch weder zu einer zusätzlichen 
finanziellen Belastung der Arbeitneh-
mer/-innen führen, noch als „Ersatz“ 
für einen Wegfall der Gewerbesteuer 
dienen.

 eine höhere und damit faire  
Beteiligung des Bundes an den 
Kosten der Unterkunft bei Langzeit­
arbeitslosen und ihren Familien.
Die kommunalen Haushalte tragen 
bereits drei Viertel dieser Ausgaben. 
Besonders strukturschwache Städte sind 
betroffen. Trotz steigender Ausgaben 
aufgrund der verschlechterten wirt-
schaftlichen Situation sieht die gültige 
Berechnungsformel eine Absenkung des 
Bundesanteils im SGB II vor. Die Berech-
nung der Beteiligungsquote des Bundes 
muss sich jedoch strikt an den tatsäch
lichen Kosten orientieren. Mittelfristig 

muss ein kommunaler Sozialkostenaus-
gleich geschaffen werden, der tatsäch-
lich einen relevanten Anteil der Sozial-
kosten finanziert.

 Wohngeldvorrang muss  
erhalten bleiben.
Die vorgeschlagene Streichung des 
sogenannten Wohngeldvorrangs bzw.  
des Kinderwohngeldes, die die Kommu-
nen zusätzlich belasten wird, ist nicht 
hinnehmbar. Es muss die Regelung 
beibehalten werden, dass insbesondere 
Kinder, die aufgrund von Unterhalts
zahlungen nicht auf Sozialgeld ange-
wiesen sind, ergänzend das von Bund 
und Ländern je zur Hälfte finanzierte 
Wohngeld in Anspruch nehmen kön-
nen. Der Vorschlag, dass diese Kinder 
ebenfalls auf die Grundsicherung für 
Arbeitsuchende verwiesen werden und 
anstelle des Wohngeldes kommunal 
finanzierte Unterkunftskosten im SGB II 
in Anspruch nehmen, muss verworfen 
werden. Die kommunalen Haushalte 
dürfen nicht per Federstrich mit zusätz
lichen Unterkunftskosten belastet 
werden.

 eine angepasste Kostenaufteilung 
zwischen Bund, Ländern und 
Kommunen für den Ausbau der  
Kinderbetreuung.
750.000 Betreuungsplätze für unter 
Dreijährige und der Rechtsanspruch auf 
Betreuung bis zum Jahre 2013 können 
nach der derzeitigen Kostenverteilung 
nicht mehr gewährleistet werden.

 eine flexiblere Genehmigungs­
praxis kommunaler Haushalte.
Die Gemeindehaushaltsverordnungen 
enthalten Regelungen zum Haushalts-
ausgleich, die der aktuellen Situation ei-
ner Störung des gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts nicht angemessen sind. 
Im Gemeindewirtschaftsrecht bedarf es 
daher zeitlich befristeter Lockerungen. 
Bei der Ausgestaltung künftiger Förder-
programme des Bundes und der Länder 
muss auf die Einforderung eines kom-
munalen Eigenanteils verzichtet werden. 
Die Darstellung dieses kommunalen Bei-
trages zwingt die Städte und Gemein-
den häufig zu einer weiteren Schulden-
aufnahme. Es ist zu prüfen, ob eine 
angemessene Senkung der Förderbeträ-

Oberbürgermeisterin Charlotte Britz, ver.di-Bundesvorsitzender Frank Bsirske, Personalratsvorsitzender Bernd Schumann und ver.di-Landesleiter  
Alfred Staudt unterzeichneten Saarbrücker Erklärung
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ge bei gleichzeitigem Verzicht auf den 
kommunalen Eigenanteil hier zielfüh-
rend ist. Gleiches gilt auch für die kom-
munale Vorfinanzierung von Zuwendun-
gen des Bundes und der Länder. Da in 
der Regel erst zu späteren Zeitpunkten 
Bundes- bzw. Landesmittel fließen, liegt 
die Finanzierungslast auf der kommu
nalen Seite. Hier ist entweder die Vor
abzahlung von Teilbeträgen oder die 
Förderung der nachgewiesenen Kredit
kosten erfolgversprechend.

 keine Privatisierung der öffent­
lichen Daseinsvorsorge.
Nicht nur die Krise an den Finanzmärk-
ten hat gezeigt, wie labil unsere Volks-
wirtschaften sind. Gerade im Bereich 
der Daseinsvorsorge haben die Priva
tisierungen dramatische Folgen für 
Mitarbeiter/-innen und Bürger/-innen 
nach sich gezogen. Nicht ohne Grund 
ist bundesweit eine Tendenz zur Rekom-
munalisierung zu beobachten. Wer die 
öffentliche Daseinsvorsorge unterstützt, 
muss auch den rechtlichen Rahmen 
hierfür schaffen. Wir brauchen Ord-
nungskriterien, die für gleichwertige 
Wettbewerbsbedingungen sorgen  
und kommunalen Unternehmen faire 
Chancen auf freien Märkten sichert.

 ein wirksames Entschuldungspro­
gramm der Länder zugunsten ihrer 
Städte und Gemeinden.
Hierbei muss die Stärkung der kommu-
nalen Handlungsfähigkeit und Wirt-
schaftskraft von zentraler Bedeutung 
sein. Wir fordern ein im Grundgesetz 
verankertes kommunales Beteiligungs-
recht bei allen Gesetzgebungsverfahren, 
die Städte, Gemeinden und Kreise 
tangieren bzw. belasten.
 

 einen Rettungsfond für hoch ver­
schuldete Städte und Gemeinden.
Für die am stärksten verschuldeten und 
unter Arbeitslosigkeit und Krise leiden-
den Kommunen ist ein Rettungsfond 
notwendig, der sie aus der Schulden
falle holt.

 ein klares und unmissverständli­
ches „Nein“ zu dem sogenannten 
Atomkompromiss.
Die Städte und Gemeinden investieren in 
großem Umfang in umweltfreundliche 
Energieerzeugung. Längere Laufzeiten 
für Atomkraftwerke dürfen diese milliar-
denschweren Investitionsentscheidungen 
nicht gefährden. Deshalb brauchen die 
Stadtwerke eine Kompensation für den 
voraussichtlichen Gewerbesteuerausfall 
durch die Brennelementesteuer.

 Evaluierung Solidarpakt Ost.
Im Rahmen der Evaluierung des Solidar-
paktes Ost sollen Bundes- und Landes-
regierung alles Notwendige tun, damit 
strukturschwache Regionen auch in 
westdeutschen Ländern von diesen 
Mitteln profitieren können.

Eine neue Politik für  
Städte und Gemeinden 
starten

Mit der Sozialdemokratischen Gemein-
schaft für Kommunalpolitik hat die Ver-
einte Dienstleistungsgewerkschaft ver.di 
Vorschläge unterbreitet, die die Finanz-
misere der Kommunen und des gesam-
ten Gemeinwesens beenden könnten.

1. �Wir fordern einen Rettungsschirm 
für die Kommunen.  
Die Kommunen brauchen umgehend 
eine Kompensation für die Einnahme-
ausfälle, die ihnen infolge des Wachs-
tumsbeschleunigungsgesetzes und 
des Gesetzes zur Umsetzung steuer
licher EU-Vorschriften, die zusammen 
pro Jahr rund 2,3 Milliarden Euro 
ausmachen, entstehen. Zudem brau-
chen die Kommunen rasch eine deut-
liche Anhebung der quotalen Beteili-
gung des Bundes an den Kosten der 
Unterkunft. Darüber hinaus brauchen 
Kommunen in extremer Haushalts-
notlage umgehend Zins- und 
Tilgungshilfen der jeweiligen Bundes-
länder, um wieder Gestaltungs
spielräume erlangen zu können.

2. �Die Gewerbesteuer muss zu einer 
Gemeindewirtschaftsteuer aus­
gebaut werden.  
Zu der würden auch bisher nicht er-
fasste Freiberufler und Selbstständige 
beitragen. Durch Freibeträge und die 
Beibehaltung der Anrechnung auf die 
Einkommensteuer würde sicherge-
stellt, dass die große Mehrzahl der 
Selbstständigen nicht zusätzlich be-
lastet würde. Gleichzeitig würde die 
Steuer auch auf die Teile der Wert-
schöpfung erhoben, die in der Kom-
mune erarbeitet wurden und die als 
Zinsen, Mieten, Pachten oder Leasing
raten Kapitalgebern zufließen.  
So blieben auch die Einnahmen der 
Kommunen in schlechten Zeiten 
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stabiler. Zudem muss die Ertragskraft 
der Körperschaftsteuer gestärkt wer-
den, in dem beispielsweise die Zins-
schranke wieder auf 1 Million Euro 
gesenkt und Mantelkäufe mit Verlust-
vorträgen abgeschafft werden. 

3. �Wir brauchen ein kommunales 
Investitionsprogramm.  
Ein drittes bundesweites Konjunktur-
programm muss vorrangig die 
Fortsetzung und Verstärkung der 
kommunalen Investitionen in den 
Bereichen Bildung, Umwelt, Gesund-
heit, Verkehr und IT-Infrastruktur 
sicherstellen.

4. �Die Kommunen müssen von den 
steigenden Kosten für soziale 
Leistungen entlastet werden.  
Die Kommunen brauchen eine Verän-
derung der Struktur der Mitfinanzie-
rung der Leistungen nach dem SGB II. 
Zudem müssen die sozialen Siche-
rungssysteme wieder gestärkt wer-
den: Darum brauchen wir eine Ren-
tenreform, die die Einnahmebasis der 
Rentenversicherung erweitert und 
schrittweise Selbständige und Beamte 
einbezieht. Wir brauchen eine Bür-
gerversicherung für Gesundheit und 
Pflege, und wir brauchen den gesetz-
lichen Mindestlohn.

5. �Die Einnahmesituation der 
Gebietskörperschaften muss 
verbessert werden.  
Wir fordern die Wiedereinführung 
der Vermögenssteuer. Wir fordern die 
Erhöhung des Spitzensteuersatzes  
für hohe Einkommen. Die Senkung 
der Erbschaftsteuer muss rückgängig 
gemacht und das Erbschaftsteuer
aufkommen durch eine wirksame 
Besteuerung großer Erbschaften an-
gehoben werden. 

6. �Wir fordern die Einführung der 
Finanztransaktionssteuer.  
Bund, Länder und Kommunen, somit 
alle Bürgerinnen und Bürger, tragen 
bereits heute die Kosten für die Be-
wältigung der Finanzkrise. Darum ist 
es mehr als gerecht, wenn die Verur-
sacher der Krise an den Kosten betei-
ligt werden und zudem einer erneu-
ten Spekulationswelle vorbeugend ein 
Riegel vorgeschoben wird: Wir for-
dern deshalb die Regierung auf, sich 
energisch für die Einführung einer 
Finanztransaktionssteuer im europäi-
schen Rahmen einzusetzen. Solange 
diese nicht umgesetzt ist, brauchen 
wir eine Börsenumsatzsteuer in 
Deutschland. Grundsätzlich müssen 
Finanzprodukte wie jede andere Ware 
und Dienstleistung auch der Steuer-
pflicht unterworfen werden.  

					   
Wir sind davon überzeugt, dass der 
Weg zu handlungsfähigen und lebens-
werten Kommunen nicht über Leis-
tungskürzungen, die Abschaffung der 
Gewerbesteuer und die Absenkung 
sozialer Standards führt, sondern durch 
eine schnell wirksame, grundlegende, 
nachhaltige und sozial gerechte Verbes-
serung ihrer Haushaltssituation. Dafür 
werden wir gemeinsam in der Öffent-
lichkeit, in der Politik und mit gemeinsa-
men Aktivitäten in den Kommunen und 
Betrieben in den kommenden Monaten 
werben.
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Eine neue Politik für Städte und Gemeinden starten!

Das Leben, Arbeiten und Wirtschaften 
in Städten und Gemeinden wird nach-
haltig von der finanziellen Situation der 
Gebietskörperschaften geprägt. Rund 
60 Prozent der öffentlichen technischen, 
sozialen und kulturellen Infrastruktur 
werden von den Kommunen getragen. 

Das Deutsche Institut für Urbanistik 
schätzt den inzwischen angewachsenen 
Investitionsnachholbedarf  für Erhalt, 
Neuerung und Ausbau kommunaler 
Infrastruktur auf rund 700 Milliarden 
Euro. Vor dem Hintergrund der jetzigen 
Finanzprobleme der Städte und Ge-
meinden ist nicht abzusehen, wie dieser 
Nachholbedarf auch nur annähernd 
bewältigt werden kann.  

Vielmehr ist zu befürchten, dass das 
Prinzip der Solidargemeinschaft ebenso 
wie das Grundprinzip der Gleichwertig-
keit der Lebensbedingungen in ver
schiedenen Teilräumen Deutschlands 
gefährdet ist. 

Die Bürgerinnen und Bürger werden 
tagtäglich mit den Auswirkungen auf 
folgenden Gebieten konfrontiert: im 
öffentlichen Nahverkehr,  bei der Ge-
sundheitsversorgung, bei Bibliotheken, 
im sozialen Wohnraum, bei Kultur
einrichtungen, in Sportstätten und auf 
Spielplätzen, in Jugendzentren, auf 
Radwegen und Straßen, und vieles 
mehr. Entsprechend sind viele Verbände,  
wie zum Beispiel: Sozial- und Wohl-

fahrtsverbände, Kirchen, Sportvereine 
und Kulturträger unmittelbar betroffen. 

Die Vereinte Dienstleistungsgewerk-
schaft ver.di diskutiert mit Vertreter
innen und Vertretern der Kirche, eines 
Wohlfahrtsverbandes, des Deutschen 
Olympischen Sportbundes und einer 
Arbeitslosengruppe über deren Pro
bleme im Kontext der Städte und 
Gemeinden in Not. Dazu werden die 
Positionen der o. g. Gruppen darge- 
stellt und über eine andere Politik für 
Städte und Gemeinden beratschlagt.

16
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Eine neue Politik ist unerlässlich
dr. eberhard jüttner, vorsitzender des paritätischen gesamtverbandes

Städte und Gemeinden stecken in einer 
tiefen Krise, und wir stecken alle mit 
drin! Diese Krise geht uns alle an – denn 
wir alle sind von ihren Auswirkungen 
betroffen.

1. �Die Probleme sind spürbar. 
Die Bereiche, an denen jeder von uns 
die Finanzprobleme der Kommunen 
zu spüren bekommt, sind vielfältig: 
Von Einsparungen im öffentlichen 
Verkehr, über die Erhöhung von 
kommunalen Steuern und Gebühren, 
bis hin zur Schließung von Schwimm-
bädern und Kultureinrichtungen. 

2. �Vor allem die Jugendarbeit wird 
wegrationalisiert. 
Besonders soziale Einrichtungen lei-
den unter der Finanznot der Städte 
und Kommunen. Besonders negativ 
stellen sich zum Beispiel die Auswir-
kungen des Spardiktats auf die Berei-
che Jugendhilfe, Jugendbildung und 
Jugendarbeit dar. Institutionen wie 
Jugendzentren, Beratungsstellen und 
Bildungsstätten waren in den letzten 

Jahren oft unter den ersten Einrich-
tungen, die wegrationalisiert worden 
sind. Diese Entwicklung ist in höchs-
tem Maße besorgniserregend! 

3. �Eine Chipkarte für Nichts. 
Wir erinnern uns zurück: Das Bundes-
verfassungsgericht hat in seinem 
Urteil vom 9. Februar 2010 jedem 
Kind ein „Mindestmaß an Teilhabe 
am gesellschaftlichen, kulturellen und 
politischen Leben“ zugebilligt. Die 
Kürzungen im Jugendbereich wider-
sprechen diesem Richterspruch in 
grundsätzlicher Art und Weise.  
Man könnte auch vereinfacht sagen: 
Was nutzt eine Chipkarte für Kinder,  
wenn es kaum mehr Einrichtungen 
gibt, in denen diese eingelöst werden 
kann?

4. �Kommunen brauchen Stabilität 
und Planungssicherheit. 
Es ist daher vom Gesetzgeber sicher-
zustellen, dass die Städte und Kom-
munen in Zukunft finanziell und 
strukturell wieder dazu in der Lage 
sind, die Bedürfnisse der Menschen 
sicherzustellen. Kommunen brauchen 
dafür Stabilität, Planungssicherheit 
und deutlich höhere Einnahmen. 
Besonders bei unseren Kindern darf 
nicht an den Bedürfnissen vorbeige-
spart werden. Ohne eine funktionie-
rende kommunale Infrastruktur im 
Kinder- und Jugendbereich, werden 
wir die drängenden Probleme unserer 
Zukunft nicht in den Griff bekom-
men. Salopp gesagt: Wenn wir die 
Zeche in diesem Bereich jetzt prellen, 
werden wir sie in einigen Jahren mit 
Zins und Zinseszins zurückzuzahlen 
haben.

5. �Schluss mit dem Verwalten des 
Mangels. 
Eine neue Politik für Städte und 
Gemeinden ist daher unerlässlich! 
Wir müssen Schluss machen mit  
dem Verwalten des Mangels!  
Eine solide Finanzausstattung der 
Kommunen ist notwendig, um 
soziale und demokratische Teilhabe 
wirksam umzusetzen! 

Dr. Eberhard Jüttner 
Vorsitzender des Paritätischen  
Gesamtverbandes
Oranienburger Str. 13–14
10178 Berlin 
Tel. 0 30/2 46 36-0 
Fax 0 30/2 46 36-110
www.der-paritaetische.de
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Allianzen schmieden und Druck erzeugen
martin künkler, koordinierungsstelle gewerkschaftlicher  
arbeitslosengruppen

Die Koordinierungsstelle gewerkschaftli­
cher Arbeitslosengruppen fordert, die 
kommunale Infrastruktur auszubauen, 
weil gerade Arbeitslose und Geringver­
diener auf sie angewiesen sind. Aber 
auch alle anderen brauchen eine leis­
tungsstarke Kommune, deshalb müsse 
man sich zusammenschließen und den 
Druck auf die Politik erhöhen.

1. �Geringverdiener und Erwerbslose 
sind in besonderer Weise auf eine 
leistungsstarke kommunale Infra­
struktur angewiesen. 
Geringverdiener, Erwerbslose und an-
dere chwache Gruppen verfügen 
nicht über die materiellen Ressour-
cen, um eine ausreichende Versor-
gung und Teilhabe über private Güter 
und Dienstleistungen am Markt zu 
erwerben. Sie sind im besonderen 
Maße darauf angewiesen, dass ihnen 
Teilhabe ermöglicht wird: Wem das 
Geld für das kommerzielle Spaßbad 
fehlt, ist besonders auf das kommu-
nale Schwimmbad angewiesen, wer 

keine gut bestückten Bücherregale zu 
Hause hat, besonders auf die öffentli-
che Leihbücherei und wer sich kein 
Auto leisten kann, ist besonders auf 
einen kostengünstigen Öffentlichen 
Personennahverkehr angewiesen. Die 
Finanzmisere zwingt die Kommunen 
heute, Angebote abzubauen und Ein-
richtungen zu schließen. Eine Trend-
wende ist erforderlich: Mehr kommu-
nale Einnahmen sind notwendig, um 
die kommunale Infrastruktur ausbau-
en zu können.

2. �Statt Gutscheinen und einer 
Chipkarte für Kinder im Hartz-IV-
Bezug müssen die kommunalen 
Angebote für Kinder und Jugend­
liche ausgebaut werden. 
Kinder- und Jugendliche im Hartz-IV-
Bezug sollen künftig zusätzliche Leis-
tungen für Bildung und Teilhabe in 
Form von Gutscheinen und mittelfris-
tig in Form einer Chipkarte mit Wert-
guthaben bekommen. Die gewerk-
schaftlichen Erwerbslosengruppen 

lehnen solche Gutscheine ab, weil  
sie Eltern im Hartz-IV-Bezug pauschal 
die Fähigkeit absprechen, gut für  
ihre Kinder zu sorgen und die Gefahr 
besteht, dass Hartz-IV-Bezieher auf-
fallen und stigmatisiert werden. 
Bezogen auf die kommunale Infra-
struktur gilt: Was nützt dem musika-
lischsten Kind ein Gutschein, wenn es 
vor Ort keine Musikschule gibt. Oder 
den Jugendlichen, deren Jugendclub 
gerade schließen musste, wo ihre 
Band im Keller proben konnte? Und 
Förderkurse und Ganztagsbetreuung 
der Schulen sind allemal besser als 
Gutscheine, die bei Nachhilfeanbie-
tern eingelöst werden, deren Qualität 
kein Mensch beurteilen kann. Statt 
Gutscheinen müssen die kommuna-
len Angebote für Kinder und Jugend-
liche ausgebaut werden. Und: Diese 
kommunalen Angebote und Einrich-
tungen müssen nicht nur Kindern 
und Jugendlichen in Haushalten im 
Hartz-IV-Bezug, sondern auch Kin-
dern in Haushalten mit niedrigen Ein-
kommen über der Hartz-IV-Schwelle 
kostenfrei zugänglich sein.

3. �Die unzureichende Finanzaus­
stattung der Kommunen führt zu 
einer „Ausgabenkonkurrenz“ und 
birgt die Gefahr, dass Hartz-IV- 
Beziehern bedarfsdeckende Leis­
tungen vorenthalten werden. 
Wichtige kommunale Aufgaben kon-
kurrieren miteinander, da die Einnah-
men der Kommune nicht reichen, um 
alle notwendigen Aufgaben zu finan-
zieren. Ausgaben etwa für Personal, 
Angebote in den Bereichen Soziales, 
Sport, Kultur, Freizeit und für die 
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Wohnkosten für Hartz-IV-Bezieher 
konkurrieren heute miteinander. Die 
kommunale Finanzmisere birgt die 
Gefahr, dass gesetzlich verbriefte An-
sprüche auf Sozialleistungen unter-
laufen werden. So haben zwar Hartz- 
IV-Bezieher einen Rechtsanspruch auf 
Erstattung ihrer angemessen Wohn- 
und Heizkosten. Da die Kommunen 
jedoch bestrebt sind, die Kosten da-
für zu begrenzen, werden die Ange-
messenheitsgrenzen tendenziell zu 
niedrig angesetzt und vielerorts nur 
Leistungen gewährt, die die tatsächli-
chen Kosten fürs Wohnen nicht voll-
ständig decken. 
 
Eine verbesserte Finanzausstattung 
der Kommunen ist somit auch des-
halb dringend nötig, um Sparzwänge 
abzumildern, die derzeit auf Sozial-
leistungsbezieher abgewälzt werden.

4. �Die Kommunen brauchen  
mehr Geld. 
Der Ausbau der Gewerbesteuer zu 
einer Gemeindewirtschaftsteuer, die 
Wiedereinführung der Vermögens-
steuer und die Weiterentwicklung der 
Erbschaftssteuer sind wichtige Instru-
mente, um die Einnahmen der Kom-
munen zu verbessern. Zusätzlich 
fordern wir, die Kostenverteilung der 
Aufwendungen für die Wohn- und 
Heizkosten von Hartz-IV-Beziehern 
zugunsten der Kommunen und zu 
Lasten des Bundeshaushaltes zu ver-
ändern. Der Kostenanteil des Bundes 
ist in den letzten Jahren von rund  
29 auf 23 Prozent gesunken, der 
Kostenanteil der Kommunen spiegel-
bildlich von 71 auf 77 Prozent gestie-

gen. Bisher bemisst sich der Anteil 
des Bundes ausschließlich anhand  
der Anzahl der Haushalte im Hartz-IV-
Bezug, sogenannte Bedarfsgemein-
schaften. Zukünftig sollten auch 
andere Kostenfaktoren wie Miet
steigerungen und insbesondere der 
Anstieg der Energie- und Heizkosten 
in die Berechnung einfließen. Zudem: 
Kommunale Sport-, Freizeit-, Kultur-
angebote sowie Angebote der Kin-
der- und Jugendhilfe sollen für Hartz- 
IV-Bezieher und für andere chwache 
Gruppen kostenlos zugänglich sein – 
auch hier muss der Bund seine Zu-
wendungen erhöhen. 

5. �Das Thema „Kommunen in Not“ 
bietet die Möglichkeit, Allianzen 
zu schmieden und hat das Poten­
zial, gesellschaftlichen Druck für  
reale Verbesserungen zu erzeugen. 
Die gewerkschaftlichen Erwerbslosen-
initiativen begrüßen es sehr, dass  
ver.di dem Thema „Kommunen in 
Not“ innerhalb der Kampagne 
„Gerecht geht anders“ einen hohen 
Stellenwert beimisst. Angebote der 
kommunalen Daseinsvorsorge haben, 
wie dargestellt wurde, große Bedeu-
tung für die Teilhabemöglichkeiten 
von chwachen Haushalten und Er-
werbslosen. Hinzu kommt ein weite-
rer Aspekt: Wir halten das Thema 
Kommunen in Not für ein geeignetes 
Vehikel, um für eine gerechtere Steu-
erpolitik insgesamt und eine Umver-
teilung des privaten Reichtums zu-
gunsten der öffentlichen Haus- 
halte zu werben. Die gegenwärtigen 
Folgen der Finanzmisere der Kommu-
nen müssen nicht theoretisch erklärt 

werden; sie sind in Form von Schlag-
löchern, maroden Schulgebäuden 
und geschlossenen Jugendzentren 
oder Schwimmbädern unmittelbar 
erlebbar. Und unterschiedliche Bevöl-
kerungsgruppen, Verbände und Ver-
eine eint das gemeinsame Interesse 
an einer lebenswerten und sozialen 
Kommune. Dies sind gute Vorausset-
zungen, um Menschen in Bewegung 
zu bringen, aus der Zivilgesellschaft 
heraus Druck auf die Politik auszu-
üben und reale Verbesserungen 
durchzusetzen.

Martin Künkler 
ist Mitarbeiter der Koordinierungsstelle 
gewerkschaftlicher Arbeitslosengruppen
www.erwerbslos.de
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Unsere Zukunft entscheidet sich auch  
an der Zukunft der Kommunen
prof. dr. bernhard emunds, leiter des oswald von nell-breuning-institutes

Aus Sicht der Sozial- und Wirtschafts­
ethik müssen wir unseren Werteindex 
umkehren. Die Politik muss Ungleichhei­
ten, immer mehr Wettbewerb und Aus­
schlusstendenzen abbauen und statt­
dessen öffentliche Leistungen ausbauen, 
das heißt auch, die Kommunen fördern.

1. ��Wie wollen wir leben? 
Die Frage nach einer verlässlichen 
und hinreichenden Finanzgrundlage 
für die Kommunen lässt sich nur 
beantworten, wenn in einem Prozess 
der demokratischen Meinungsbildung 
zugleich die weitergehende Frage be-
arbeitet wird, welche Aufgaben die 
Städte, Gemeinden und Kreise künf-
tig übernehmen sollen. Wir kommen 
nicht umhin, nach der Gesellschaft  
zu fragen, in der wir in Zukunft leben 
wollen, und damit auch nach dem 
Leitbild der Staatlichkeit, das einer 
solchen Vorstellung von Gesellschaft 
entsprechen würde.

2. �Privater Reichtum bedingt  
öffentliche Armut. 
In den letzten Jahrzehnten hat sich 
eine doppelte Schieflage immer wei-
ter verschärft. Durch Steuerentlastun-
gen im oberen Einkommensbereich 
wurde der auch durch Marktkräfte 
bedingte Trend zur Polarisierung zwi-
schen privatem Reichtum und priva-
ter Armut forciert. Dabei gewannen 
in der Wirtschaftspolitik die Interes-
sen der Vermögensbesitzer immer 
mehr die Oberhand. Einen vorläufi-
gen Höhepunkt hat diese Entwick-
lung in den vergangenen Monaten 
erreicht, als nicht nur Kredite der Zen-
tralbanken sondern auch Milliarden-
summen an Steuergeldern eingesetzt 
wurden, um die künstlichen Vermö-
gensgewinne der letzten zwei Jahr-
zehnte staatlich abzusichern. Dem 
privaten Reichtum steht zudem im-
mer deutlicher eine öffentliche Armut 
gegenüber. Die extremen Finanzie-
rungsengpässe der öffentlichen Hand 
sind ein Spiegelbild der steuerlichen 

Entlastung vor allem der oberen Ein-
kommensgruppen. Ein Großteil der 
damit verbundenen Lasten wird den 
Beschäftigten aufgebürdet – sowie 

den Städten, Gemeinden und Kreisen. 
Die so entstandenen Finanzlöcher 
haben nicht wenige Kommunen 
durch massive Einschränkungen ihrer 
Leistungen und durch Verkauf ihres 
„Tafelsilbers“, insbesondere durch  
die Privatisierung wichtiger Bereiche 
der öffentlichen Daseinsvorsorge zu 
stopfen versucht.

3. �Die Reduzierung öffentlicher 
Güter korrespondiert mit einem 
Anstieg privater Güter 
Durch fiskalische Notmaßnahmen  
der Kommunen wurde in den letzten  
20 Jahren der Umfang jener Güter 
schleichend reduziert, zu denen alle 
Bürgerinnen und Bürger unentgeltlich 
oder gegen eine nur kostendeckende 
Gebühr Zugang haben. Seit Jahren 
werden öffentliche Leistungen ganz 
gestrichen oder Bereiche der Daseins-
vorsorge privaten Unternehmen über-
tragen. Um auf jeden Fall die ange-
strebte Rendite erwirtschaften zu 
können, drücken sie vielfach die Löh-
ne, senken sie die Qualität der Leis-
tung oder reduzieren sie deren Um-
fang (z. B. in strukturell schwächeren 
Regionen). Durch Letzteres sinkt die 
Menge der Güter, zu denen (beinahe) 
alle Bürgerinnen und Bürger Zugang 
haben, was es den Menschen mit ge-
ringem Einkommen erschwert, sich 
am gesellschaftlichen Leben zu betei-
ligen. So werden die Ausschlussten-
denzen, die u. a. auf die Polarisierung 
der Einkommen, die anhaltende Mas-
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senarbeitslosigkeit und die partielle 
Prekarisierung der Erwerbsarbeit zu-
rückgehen, weiter verstärkt. Dabei 
springt die reduzierte Bereitstellung 
öffentlicher Güter in den letzten zwei 
Jahrzehnten auch deshalb ins Auge, 
weil – wie das anhaltende Wirt-
schaftswachstum zeigt – in der glei-
chen Zeit die Menge privater Güter 
immer weiter gestiegen ist. 

4. �Die Kommunen brauchen eine 
solide Finanzgrundlage. 
Die skizzierten negativen Entwick-
lungstrends zeigen, dass die aktuell 
drängende Aufgabe, den Städten, 
Gemeinden und Kreisen für die der-
zeit von ihnen noch bereitgestellten 
öffentlichen Güter eine solide Finanz-
grundlage zu verschaffen, Teil einer 
größeren Herausforderung ist. Die 
Kommunen übernehmen u. a. einen 
Großteil der öffentlichen Daseinsvor-
sorge – Energie, Wasser, Abwasser, 
Müll, öffentlicher Personennahver-
kehr – und unterstützen die Vereine 
und Initiativen, in denen die Bürger
innen und Bürger ihre Beziehungs-
netze knüpfen. Vor allem die Städte, 
Gemeinden und Kreise stellen öffent-
liche Räume – z. B. Parks, Biblio
theken sowie Orte des kulturellen 
Austauschs und des sportlichen Wett-
bewerbs – bereit. Sie können nahe  
an den Problemen der Menschen sein 
und sind deshalb zu Recht für einen 
erheblichen Teil der sozialen Hilfen 
zuständig, die sie – soweit ihnen dies 
finanziell noch möglich ist – durch 
freiwillige soziale Dienstleistungen, 
etwa im Bereich der sozial unter
stützenden Beratung, ergänzen. 

5.� Der Weg zum vitalen  
Gemeinwesen. 
In Zukunft dürfte sich parallel mit dem 
Verteilungskonflikt zwischen den Pri-
vaten zugleich auch der Streit um die 
Anteile zwischen privaten und öffent-
lichen Gütern weiter verschärfen. Dass 
es hier um eine wichtige Weichenstel-
lung für die Zukunft der Gesellschaft 
geht, verdeutlicht auch der jüngste 
Bericht der britischen Sustainable De-
velopment Commission (Tim Jackson, 
Prosperity without Growth?, London 
2009). In einer realistischen Sicht der 
künftigen Wirtschaftsentwicklung 
wird man für die nördliche Hemisphä-
re doch wohl eher von geringen 
Wachstumsraten ausgehen. Aufgrund 
dieser Aussichten kommt der in dem 
Bericht skizzierten Wahl der Gesell-
schaft zwischen zwei wirtschaftlichen 
Entwicklungspfaden eine besondere 
Bedeutung zu: Wollen wir auch in Zu-
kunft auf Lebensstile sowie wirtschaft-
liche und staatliche Strukturen setzen, 
in deren Mittelpunkt eine Statuskon-
kurrenz der Bürgerinnen und Bürger 
über Einkommensunterschiede und 
über möglichst exklusive Konsumgü-
ter steht? Oder zielen wir in Zukunft 
Steigerungen der Lebensqualität ver-
mehrt durch Arbeitszeitverkürzungen 
und durch die Mehrung von gemein-
sam zu nutzenden Gütern („shared 
prosperity“) an? Der eine Weg bedeu-
tet eine weitere Zunahme der Un-
gleichheiten, des Wettbewerbs und 
der Ausschlusstendenzen, der andere 
Weg verlangt eine neue Politik der Be-
grenzung sozialer Ungleichheiten und 
des Ausbaus öffentlicher Leistungen. 
Auf dem einen Weg werden die Kom-

munen – schneller noch als die ande-
ren Gebietskörperschaften – immer 
weiter austrocknen; auf dem anderen 
Weg werden sie zu vitalen Gemein
wesen, die all ihren Gliedern wertvolle 
Möglichkeiten der Beteiligung am 
gesellschaftlichen Leben und damit 
auch der persönlichen Entfaltung 
bieten. 

Prof. Dr. Bernhard Emunds  
ist Leiter des Oswald von Nell-Breuning-
Instituts Frankfurt für Wirtschafts- und 
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60599 Frankfurt
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Fax 0 69/60 61-5 59
E-Mail: nbi@sankt-georgen.de
www.sankt-georgen.de/nbi
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Starker Sport – starke Kommunen!
Dr. karin fehres, Direktorin Sportentwicklung,  
Deutscher Olympischer Sportbund

Der Deutsche Olympische Sportbund 
unterstützt mit seinen über 91.000 Ver­
einen die Forderung der kommunalen 
Spitzenverbände nach einer angemesse­
nen und nachhaltigen Finanzausstat­
tung. Der organisierte Sport braucht fi­
nanzstarke Kommunen. Die Kommunen 
brauchen einen starken Partner Sport.

1. �Sport und Sportvereine machen 
Kommunen zu Orten mit hoher 
Lebensqualität und tragen in ho­
hem Maße zum Gemeinwohl bei. 
Sport im Verein ist ein unverzichtba-
res Element unserer Gesellschaft, 
wenn es um Bildung, Gesundheit und 
Integration geht. Er ist von zentraler 
Bedeutung für das Gemeinwohl, vor 
allem angesichts eines beschleunig-
ten sozialen Wandels. In den Städten 
und Gemeinden spielt er mit seiner 
Vielfalt und seinen zahlreichen Bezü-
gen zu anderen kommunalen Hand-
lungsfeldern eine zentrale Rolle. 

2. �Die Förderung des Sports durch 
die Kommunen ist politisch sinn­
voll und zu Recht Bestandteil der 
Daseinsvorsorge.  
Aufgrund seiner herausragenden ge-
sellschafts- und kommunalpolitischen 
Bedeutung fördern die Kommunen 
den Sport. Rund 80 Prozent der 
Sportförderung in Deutschland ist 
kommunale Sportförderung – dies 
entspricht über drei Milliarden Euro 
jährlich. 

3. �Eine Krise der kommunalen Finan­
zen ist immer auch eine Krise des 
Vereins- und Breitensports.  
Die langfristigen Auswirkungen der 
Finanz- und Wirtschaftskrise und die 
strukturelle Unterfinanzierung der 
kommunalen Haushalte werden zu-
nehmend in den Kommunen spürbar. 
Ein Teil der Städte und Gemeinden 
droht handlungsunfähig zu werden, 
die bereits seit Jahren bestehenden 
grundsätzlichen Finanzprobleme 
vieler Kommunen werden noch ver-

stärkt. Rekorddefizite in zweistelliger 
Milliardenhöhe, eine explodierende 
Verschuldung durch kurzfristige Kre-
dite, der stärkste Steuerrückgang seit 
Jahrzehnten und steigende Sozialaus-
gaben kennzeichnen die Situation, 
die eine angemessene Sportförde-
rung und damit den gesellschaftspoli-
tischen Mehrwert des Sports in ho-
hem Maße gefährdet. Der Deutsche 
Olympische Sportbund (DOSB) blickt 
daher mit Sorge auf die Verschlechte-
rung der kommunalen Einnahmesitu-
ation, auf die strukturelle Unterde-
ckung der örtlichen Haushalte und 
darauf, dass staatliche Aufgaben im-
mer mehr auf die Kommunen über-
tragen werden.  
 
Der kommunale Investitionsstau  
von 700 Milliarden Euro droht sich 
weiter zu verschärfen. Im Bereich der 
Sportstätten – eine der wichtigsten 
Ressourcen des gemeinnützigen 
Sports – besteht nach wie vor ein 
milliardenschwerer Sanierungsbedarf. 
Der DOSB geht hierbei von einem 
Gesamtbedarf von mindestens 42 
Milliarden Euro aus. Diese Summe ist 
höher als das Sanierungsvolumen für 
Trinkwasseranlagen, Verwaltungs
gebäude oder Krankenhäuser. Das 
Konjunkturpaket II verschafft dem 
Sport und den Sportvereinen insge-
samt zwar Spielraum, doch werden 
die Fragezeichen immer größer, was 
von 2011 an aus der kommunalen 
Sportförderung wird. 
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4. �Der DOSB unterstützt die 
kommunalen Spitzenverbände 
auf Bundesebene im Hinblick  
auf eine angemessene und ver­
stetigte kommunale Finanzaus­
stattung.  
Der DOSB unterstützt mit seinen über 
91.000 Vereinen die Forderung der 
kommunalen Spitzenverbände nach 
einer angemessenen und nachhalti-
gen Finanzausstattung. Der organi-
sierte Sport braucht finanzstarke 
Kommunen. Die Kommunen brau-
chen einen starken Partner Sport. Das 
DOSB-Präsidium hat daher im Früh-
jahr 2010 eine entsprechende Erklä-
rung beschlossen. Darin fordert der 
DOSB Bund und Länder dringend auf, 
die finanzielle Handlungsfähigkeit der 
Kommunen sicherzustellen, eine den 
kommunalen Aufgaben gerechte 
Finanzausstattung zu gewährleisten 
und in den Beratungen der geplanten 
Kommission zu den Gemeindefinan-
zen der herausragenden gesell-
schaftspolitischen Bedeutung des 
Vereinssports für den Zusammenhalt 
unserer Gesellschaft Rechnung zu 
tragen. 

5. �Die politischen Rahmen­
bedingungen müssen sport­
freundlich ausgestaltet sein.  
Die Kürzung der Sportförderung auf 
Landes- und kommunaler Ebene ist 
kurzsichtig. Sie ist weder im Interesse 
der Bürgerinnen und Bürger noch im 
Interesse des Gemeinwohls und der 
Lebensqualität vor Ort. Der DOSB  
appelliert daher an alle politisch 
Verantwortlichen, nicht AM, sondern 
DURCH den Sport zu sparen.

6. �Die Zusammenarbeit Sport/ 
Kommune muss intensiviert und 
kreativer werden.  
Gerade in Zeiten wie diesen, sollten 
die Kommunen und die Sportvereine 
noch enger und kreativer zusammen-
arbeiten. Der DOSB hat in einer 
Kooperationsvereinbarung mit den 
kommunalen Spitzenverbänden im 
Jahr 2008 und mit einem großen, 
gemeinsam durchgeführten Kongress 
in München im März 2010 zum 
Thema „Starker Sport – starke Kom-
munen“ Anregungen für eine solche 
Entwicklung gegeben.  
 
„Wir brauchen eine gemeinsame 
Vorwärtsstrategie und mehr Kreativi-
tät in der Zusammenarbeit, Kommu-
nalpolitik, Verwaltung und Sport
organisationen“, hatte Münchens 
Oberbürgermeister Christian Ude auf 
dem Kongress festgestellt. DOSB-
Präsident Thomas Bach sagte bei die-
ser Gelegenheit: „Ein starker Sport 
macht Städte und Gemeinden stark 
und zu Orten mit hoher Lebens- 
qualität. 

Dr. Karin Fehres 
Direktorin Sportentwicklung  
Frankfurt am Main
Deutscher Olympischer Sportbund 
Geschäftsbereich Sportentwicklung 
Otto-Fleck-Schneise 12 
60528 Frankfurt am Main 
www.dosb.de
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Resumee Städte und Gemeinden in Not
Achim Meerkamp

In vielen Städten und Gemeinden fehlt 
heute schon das Geld für notwendige 
Investitionen. In dieser Situation erwägt 
die schwarz-gelbe Bundesregierung  
die Abschaffung der Gewerbesteuer, 
der mit Abstand wichtigsten Gemeinde
steuer, die von den ortsansässigen Un-
ternehmen an die Kommunen gezahlt 
wird. 

Als Ersatz für die Gewerbesteuer, so 
heißt es, könnten Städte und Gemein-
den das Recht bekommen, einen 
kommunalen Zuschlag zur Einkommen-
steuer und Körperschaftsteuer zu erhe-
ben. Außerdem ist ein höherer Anteil 
der Kommunen an der Umsatzsteuer  
im Gespräch. Mit der Abschaffung der 
Gewerbesteuer würden die Unterneh-
men abermals entlastet und im Gegen-
zug die Städte und Gemeinden und  
ihre Bürgerinnen und Bürger noch stär-
ker belastet. Die ärmsten Städte und 
Gemeinden müssten die höchsten Zu
schläge etwa auf die Einkommensteuer 
erheben. Doch nicht nur das: Prüfen soll 
die Gemeindefinanzkommission auch, 
ob die Einheitlichkeit sozialer Leistungen 
erhalten bleiben soll. Das könnte dahin 
führen, dass die Menschen in armen 
Städten und Gemeinden weniger 
Grundsicherung erhalten als in reicheren 
Kommunen.

Alle Fachleute stimmten heute darüber 
ein, dass sich die Politik für Städte und 
Gemeinden ändern muss. Zentral ist 
dabei die chronische und strukturelle 
Unterfinanzierung der Kommunen.  
Die Gebietskörperschaften haben ein 
Einnahmeproblem. Hier muss die Politik 
ansetzen, um die Städte und Gemein-
den, die Sportverbände, Sozial-/Wohl-
fahrtsverbände, Kultur- und Sozialein-
richtungen, die Kirchen, ja die gesamte 
kommunale Infrastruktur in die Lage  
zu versetzen, ein sozial gerechtes und 
ökologisch nachhaltiges Leben, Arbeiten 
und Wirtschaften zu ermöglichen. Dafür 
wollen alle gemeinsam eintreten.

Diese Veranstaltung „Städte und Ge-
meinden in Not“ steht für den Beginn 
der gesellschaftspolitischen Auseinan-
dersetzung um eine gerechtere Politik 
für Städte und Gemeinden. Im Herbst 
2010 werden bundesweit in Betrieben, 
Verwaltungen unter der Kampagne 
„gerecht – geht – anders!“ 3 Aktions-
wochen stattfinden, bei denen die 
finanzielle Lage der Kommunen einen 
Schwerpunkt bildet. 

Im November wird die Bundesregierung
erste Ergebnisse der Gemeindefinanz-
kommission vorstellen. Die politische 
Entscheidung wird voraussichtlich im 
kommenden Jahr getroffen. Das Einnah-
meproblem der Städte und Kommunen 
wird uns also auch im nächsten Jahr 
begleiten. 

In 2011 finden in Hamburg (20.02.),  
in Sachsen-Anhalt (20.03.), Baden-
Württemberg, Rheinland-Pfalz, Hessen 
(jeweils 27.03.), Bremen (22.05), 
Niedersachen (11.09.), Berlin (18.09.) 
und Mecklenburg-Vorpommern (04.09.) 
Landtags- und/oder Kommunalwahlen 
statt. Dann sollten wir gemeinsam  
für eine gerechtere Politik in unseren 
Städten und Gemeinden aufrufen.

Denn:  
Gerecht geht anders!


